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Künftig sollen Eltern, die ihre
Kinder in die Kita geben, vom
Bund monatlich Betreuungs-
gutscheine im Wert von 100 bis
500 Franken erhalten: Sowill es
das neue Kitagesetz, das voraus-
sichtlich im Januar 2027 in Kraft
tritt. Finanziertwürden die Gut-
schriften von den Kantonen, die
dafür auch bei denArbeitgebern
Beiträge erheben dürften.

Erstmals werde die Finan-
zierung der externen Kinder-
betreuung auf nationaler Ebe-
ne geregelt – ein «historischer
Schritt», sagte SP-Co-Präsident
Cédric Wermuth Anfang März.
Doch noch ist nichts sicher: Der
Arbeitgeber- und der Gewerbe-
verband prüfen offenbar ein Re-
ferendum gegen das Kitagesetz,
die Frist läuft.

Auch der liberale Thinktank
Avenir Suisse hält wenig von der
geplanten Lösung. Die Verant-
wortlichkeit fürdievorschulische
Betreuung sei heute schon zwi-
schendenKantonenundGemein-
den vermischt: «Ein permanen-
tesBundesengagementwürdedie
Zuständigkeiten weiter verwäs-
sern», schreibt Avenir Suisse in
einerAnalyse,die heute erscheint.

«Es braucht klare
Zuständigkeiten»
Dass sich der Bund in die früh-
kindliche Betreuung einmi-
sche, entspreche nicht dem Fö-
deralismusprinzip, sagt Patricia
Schafer. Die Ökonomin ist eine
der Autorinnen des Papiers von
Avenir Suisse. «Es braucht klare
Zuständigkeiten», sagt sie.

Die Zürcher SP-Nationalrätin
MinLiMartiwiderspricht: «Wenn
alle Kantone undGemeinden ge-

währleisten würden, dass es ge-
nügend bezahlbare Kitaplätze
gibt, bräuchte es kein Bundesge-
setz. Aber das ist nicht der Fall.»

In seiner aktuellen Form sei
das Kitagesetz nur ein minima-
ler Eingriff des Bundes, so Mar-
ti weiter. Die Kantone stellen
die Betreuungsgutschriften aus,
Bundesgelder fliessen dafür kei-
ne – anders als es die Initiative
der SP ursprünglich vorgesehen
hätte. «Aus unserer Sicht macht
der Bund eher zu wenig als zu
viel», sagt Min Li Marti.

Regulierungen «schiessen
übers Ziel hinaus»
Avenir Suisse übt auch Kritik an
den Westschweizer Kantonen:
Diese würden die Kitas so stark
regulieren, «dass übers Ziel hi-
nausgeschossen wird». Die Stu-
dienautorinnen verweisen etwa
auf den Kanton Waadt, der vor-
schreibt,welche Bodenbeläge in
einer Kita erlaubt sind – es sind
Parkett, Linoleum oder Novilon
– und wie hoch die Fenster sein
müssen. In derWestschweiz gel-
ten auch die höchsten Anfor-
derungen ans Personal und an
die Zahl der Betreuungsperso-
nen,namentlich in denKantonen
Waadt, Genf undWallis.

In der Romandie und imTes-
sin sind die Kitas zudem güns-
tiger als in der Deutschschweiz,
wie eine Studie der Credit Suisse
2021 gezeigt hat. Aber: «Dass die
Kosten für die Eltern tief sind,
heisst nicht, dass das System ef-
fizient ist», sagt Patricia Schafer
vonAvenir Suisse. Die Kosten für
die öffentliche Hand liessen sich
laut dem Thinktank senken. Die
vielen Regulierungen schränk-
ten ausserdem die «Angebots-
vielfalt» ein, sagt Schafer.

Sandrine Bavaud findet es nicht
sinnvoll, Kitas zu stark in einen
Wettbewerb zueinander zu set-
zen. Sie ist Generalsekretärin von
Pro Enfance, dem Verband für
Kinderbetreuung in der Roman-
die. Die Erziehung von Kleinkin-
dern sei keinMarktwie jeder an-
dere. Mit ihren Regeln wollten
die Westschweizer Kantone le-
diglich eine hohe Qualität der
Betreuung gewährleisten.

Wer genau soll Gutscheine
für die Betreuung erhalten?
Zu den hohen Kosten sagt Sand-
rine Bavaud: «Gute Kinderbe-
treuung ist auch eine Investiti-
on.»Wenn Eltern ihre Kinder ex-
tern betreuen lassen, um einer
Erwerbstätigkeit nachzugehen,
fördere das dieWirtschaft. «Lang-
fristig bringt das demStaatMehr-
einnahmen.» Gemäss einer Stu-
die der Jacobs Foundation zum
Beispielwürde einAusbauderKi-
tas in derSchweiz dasBIP jährlich
um rund 3,4 Milliarden steigern
– bei Investitionen von knapp
800 Millionen Franken.

Die Studienautorinnen von
Avenir Suisse zweifeln am wirt-
schaftlichen Nutzen von Kitas:
Verschiedene Studien würden
zeigen, dass «Frauen im Schnitt
nur wenig mehr arbeiten, wenn
der Staat einen Teil der Betreu-
ungskosten übernimmt».

«Wenn aberdie Kitapolitik auf
Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie zielt, dann gilt es, konse-
quent zu sein», sagt Ökonomin
Schafer. Der Bund knüpfe aber
seine Zulagen bloss daran, dass
einePerson erwerbstätig sei. Laut
Avenir Suisse müsste auch die
Höhe des Pensums eine Rolle
spielen – wie es heute bereits in
gewissen Gemeinden der Fall ist.

Kitagutscheine bis zu 500 Franken?
Bringt kaum etwas, findet Avenir Suisse
Kinderbetreuung Der liberale Thinktank übt Kritik an den geplanten Gutschriften für Eltern.
Die Schweiz mache «eher zu wenig als zu viel», kontert eine SP-Politikerin.

Kontroverses Thema: Tut der Bund zu viel oder zu wenig für günstige Kitaplätze? Foto: Christian Pfander

WeramArbeitsplatz oderzuHau-
se online geht, der tut das in der
Regel über einen Router, der das
lokale Netzwerk mit dem globa-
len Internet verbindet. Nun sind
die unscheinbaren Geräte ins Vi-
sier der US-Behörden geraten.
Die Rundfunk- und Medienauf-
sicht Federal Communications
Commission (FCC) hat den Im-
port aller neuen Router für Pri-
vatkunden verboten, die nicht in
den USA hergestellt wurden.

In einemCommuniqué gabdie
FCC bekannt, dass sie Router aus
dem Ausland auf eine Liste aller
Produkte aufgenommenhabe,die
«ein unannehmbares Risiko für
die nationale Sicherheit derVerei-
nigten Staatenoderdie Sicherheit
und Unversehrtheit von US-Bür-
gern darstellen».FCC-Chef Bren-
dan Carr bezeichnete das Verbot
alsMassnahme,umdie Sicherheit
der amerikanischenBevölkerung
undderUS-Kommunikationsnet-
ze zuwahren.

Zur Erklärung des Schrittes
verweist die Behörde auf eine
Reihe von Cyberangriffen, die in
jüngsterZeit Sicherheitslücken in
Routern von kleinen Unterneh-
men undHaushalten ausgenutzt

hätten.Zudembestehe durch den
Einsatz der Geräte eine poten-
ziell verhängnisvolle Abhängig-
keit von Lieferketten imAusland,
heisst es in dem Papier.

Bereits zugelasseneModelle
dürfen importiert werden
Wie «Heise Online» berichtet,
legt die FCCmit demVerbot den
Markt für Internet-Router in den
USAeffektiv trocken.Vollständig
in den Vereinigten Staaten her-
gestellte Modelle – vom Design
über die Hardware bis hin zur
Software – gibt es nämlich gar

nicht in grösseren Stückzahlen.
Die grossen Hersteller wie TP-
Link, Netgear oder Fritz produ-
zieren allesamt im Ausland.

Bereits für den US-Markt zu-
gelassene Modelle dürfen laut
FCC weiter importiert, verkauft
und genutzt werden. Allerdings
umfasst das Verbot auch, dass
Updates von Firmware oder Soft-
ware bei den schon erhältlichen
Routern in Zukunft nicht mehr
erlaubt sind. Einzig Sicherheits-
lücken und Kompatibilitätsprob-
leme dürfen bis zum 1.März 2027
noch behoben werden.

Für Hersteller, die ihre Router
trotz des Verbots weiterhin in
denUSAverkaufenmöchten, sol-
len immerhin zeitlich befristete
Ausnahmegenehmigungen er-
teilt werden. Doch diese haben
es in sich. «Heise» listet eine lan-
ge Reihe von Informationen auf,
die Firmen für einen Antrag of-
fenlegen müssen.

HoheHürden für eine
Sondergenehmigung
Die FCCwill von den Firmen un-
ter anderemwissen,wer ihre Ei-
gentümer sind und ob eine Ein-
flussnahme durch ausländische
Regierungen stattfindet. Zudem
müssen alle Bestandteile derGe-
räte samt jeweiligemHerkunfts-
land, die Verantwortlichen für
die Software sowie Alternativen
für die Lieferkette offengelegt
werden. Es ist fraglich, wie viele
Hersteller bereit sind, diese zum
Teil wettbewerbsrelevanten In-
formationen den US-Behörden
auszuhändigen.

Doch damit nicht genug: Die
Behörde verlangt für eine Aus-
nahmegenehmigung auch eine
Rechtfertigung,warumdas Gerät
nicht in denUSAhergestelltwer-

den kann.Und schliesslichmuss
jeder Bewerber für den betref-
fenden Router einen «detaillier-
ten, zeitlich verbindlichen Plan
zur Etablierung oder Erweite-
rung der Produktion in den Ver-
einigten Staaten» vorlegen. Im
Genehmigungsfall müssen re-
gelmässig Fortschrittsberichte
abgeliefert werden.

Gemäss «Heise» sind die For-
malitäten der Genehmigungen,
die entweder beim Pentagon
oder beim Ministerium für Hei-
matsicherheit beantragtwerden
müssen, ein Druckmittel, um die
Verlagerung der Produktion von
Routern in die USAsicherzustel-
len.DasVorgehen erinnert dabei
an einVerbot chinesischerDroh-
nen, das die FCC kurz vorWeih-
nachten verhängt hatte.

Router sind oftmals
Einfallstor für Cyberangriffe
Viele Fragen bleiben nach dem
Vorstoss der FCC in den Router-
Markt unbeantwortet. Eine da-
von ist, obdieHerstellerderGerä-
te überhaupt bereit sind, so einen
Aufwandzubetreiben,umweiter-
hin in denUSAverkaufen zu kön-
nen.Vor allem imMarkt für KMU

und Haushalte seien die Margen
dafürwohl zu gering, so «Heise».

Fast noch wichtiger ist die
Frage, was denn überhaupt ein
Router ist. Die FCC stützt sich in
ihrer Ankündigung auf eine De-
finiton des National Institute of
Standards andTechnology. Dort
heisst es laut «Heise» lediglich:
«Router leiten Datenpaketewei-
ter,meistens nach dem Internet-
protokoll (IP), zwischen vernetz-
ten Systemen.» Damit könnten
alle möglichen Geräte gemeint
sein, von WLAN-Repeatern bis
hin zu Smartphones.

Unbestritten ist bei alledem,
dass Router tatsächlich oftmals
ein Einfallstor für Cyberangriffe
sind,wie der «Spiegel» schreibt.
Kriminelle hätten in derVergan-
genheit immerwieder sogenann-
te Bot-Netze aus Hunderttau-
senden solcher Geräte gebildet,
umWebsites gezielt zu überlas-
ten, Schadsoftware zu verteilen
oder Daten zu stehlen. Inwie-
fern aber in den USA hergestell-
te Router sicherer als solche aus
dem Ausland sein sollen, dazu
äussert sich die FCC nicht.

Oliver Schneider

Die USAwollen nur noch Router «made in America» – doch die gibt es gar nicht
Importverbot Wer seine Netzgeräte weiterhin in Amerika verkaufen will, muss den Behörden Geschäftsgeheimnisse offenlegen.

Internet-Router des deutschen Herstellers Fritz (früher AVM). Foto: Imago
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Donald Trump salutiert am 19. März den sechs gefallenen Soldaten, die bei ihrem Einsatz im Iran ums Leben kamen und in die Heimat
gebracht wurden. Jetzt will der US-Präsident weitere Truppen in das Land schicken. Foto: Imago

Sebastian Gierke

DerSpott aus dem Iran liess nicht
lange auf sich warten. Ein Spre-
cher des iranischenMilitärs frag-
temit Blick auf die USAhämisch,
ob denn das Ausmass der inne-
ren Konflikte bereits den Punkt
erreicht habe, «an dem ihr mit
euch selbst verhandelt».Verächt-
lich fügte er hinzu: «Menschen
wie wir werden sich niemals
mit Menschen wie euch arran-
gieren.»Weder würden die USA
in der Region investieren kön-
nen noch die früheren Preise
für Energie undÖlwiedersehen.

Kurz zuvor hatte Donald
Trumpvor Journalisten behaup-
tet, sein Landverhandlemit dem
Iran. Aussenminister Marco Ru-
bio undVizepräsident J. D.Vance
seien daran beteiligt. Die Iraner
wollten unbedingt eine Einigung
erzielen, sagte Trump.

Die Iraner? Wen er damit
meinte, liess der US-Präsident
offen. Er sagte nur, man spre-
che mit den «richtigen Leuten».
Es gebe ja eine neue Führung in
der IslamischenRepublik.Namen
nannte er nicht. Bereits in den
Tagen zuvorhatte der IranÄusse-
rungenTrumps, die in eine ähnli-
che Richtung gingen, dementiert.

Wie Israel zumUS-Plan
steht, ist völlig unklar
Gleichzeitig mit Trumps Äusse-
rungen war bekannt geworden,
dass die USAder Führung in Te-
heran offenbar einen 15 Punkte
umfassenden Plan zur Beendi-
gung des Kriegs übermittelt ha-
ben. Der Iran hat laut US-Anga-
ben diesem inmehreren zentra-
len Punkten zugestimmt. Auch

hier blieb Trump Belege schul-
dig.Die Reaktionen aus dem Iran
lassen es eher als unwahrschein-
lich erscheinen, dass das Land
bereit ist, den Plan auch nur als
Grundlage fürVerhandlungen zu
akzeptieren.

Zu den Inhalten ist noch we-
nig bekannt. Der Plan umfasst
wohl vor allem immerwieder ge-
stellte US-Forderungen, bei de-
nenman jetzt grosse Zugeständ-
nisse erreichen will. Der Iran

soll demnach wichtige Anlagen
seines Atomprogramms zerstö-
ren, die Urananreicherung be-
enden, die bereits angereicher-
ten etwa 440 Kilogramm Uran
abgeben, auf die Herstellung
ballistischer Raketen verzichten
und die Strasse vonHormuzwie-
der öffnen.

Im Gegenzug wollen die USA
Sanktionen gegen das Land lo-
ckern. Pakistan habe den Vor-
schlag an den Iran weiterge-
reicht, berichtete unter anderem
die «New York Times». Zuvor
schon gab es bislang unbestä-
tigte Meldungen über ein mög-

liches baldiges Treffen von Ver-
tretern des Irans und der USA
unter Vermittlung von Pakistan.
Eine schnelle Einigung auf eine
Waffenruhe erscheint dennoch
aktuell unwahrscheinlich, allein
schon, weil sich die Aussagen
Trumps und jene aus dem Iran
deutlichwidersprechen.Undwie
Israel, US-Waffenpartner und
Erzfeind des Irans, zu dem Plan
steht, ist ebenfalls völlig unklar.

Einiges spricht gegen einen
baldigen Friedensschluss
Iran gibt sich gerade sehr selbst-
bewusst.Und das nicht grundlos.
Die Strasse von Hormuz kann
man weiterhin blockieren, auch
wenn Teheran hier gerade eini-
ge Lockerungen für Schiffe, die
«nicht als feindlich gelten», ver-
sprochen hat. Ausserdem ist der
Iran trotz vieler zerstörter Ab-
schussvorrichtungen weiter in
der Lage, Israel und die Golf-
staaten aus der Luft anzugreifen.

Wie das «Wall Street Journal»
berichtet, bestand die iranische
Antwort auf Trumps Aussagen
und den 15-Punkte-Plan dem-
entsprechend auch nicht nur aus
Häme.DerZeitung zufolge stellte
die Revolutionsgarde ihrerseits
Forderungen auf, die für die USA
inakzeptabel sind. Dazu gehört
laut dem Bericht unter anderem
die Räumung aller US-Militär-
stützpunkte amPersischen Golf.
Ausserdem fordert der Iran of-
fenbar das Recht, eine Art Maut-
gebühr für die Fahrt durch die
Strasse vonHormuz zu erheben.

Gegen einen baldigen Frie-
densschluss spricht auch, dass
zur selben Zeit, da die USA den
Anschein erwecken, es gebe Fort-

schritte bei den diplomatischen
Bemühungen, Trump offenbar
dieKampfkraft derUSAimNahen
Osten weiter verstärkt.

So sollen als Teil einer schnel-
len Eingreiftruppe (Immediate
Response Force) Soldaten der
82. Luftlandedivision in den
kommenden Tagen das Kriegs-
gebiet erreichen. Diese Soldaten
können innerhalbweniger Stun-
den einsatzbereit gemacht wer-
den und etwa mit Fallschirmen
über feindlichemGebiet absprin-
gen. Um wie viele Soldaten es
sich genauhandelt, ist unklar.Die
Angaben in den Berichten ver-
schiedener US-Medien reichen
von etwa 1000 bis 3000.

Trumpwill eine Insel im
Persischen Golf einnehmen
Zuvor gab es bereits Berichte,
dass die USA Tausende Marine-
infanteristen in den Nahen Os-
ten verlegen wollen. Eine Ent-
scheidung, Bodentruppen ein-
zusetzen, ist aber laut dem «Wall
Street Journal» noch nicht gefal-
len. Trump hatte immer wieder
angedeutet, er wolle möglicher-
weise die Insel Charg im Persi-
schen Golf einnehmen. Über die
Insel exportiert Iran Öl.

Allerdings verfügt das Land
über weitere Häfen. Eine am-
phibische Landung auf Charg
mit Bodentruppen wäre extrem
risikoreich für die Soldaten, aber
auch strategisch.Der Iran hat für
diesen Fall damit gedroht, die Öl-
und Gasinfrastruktur der Golf-
staaten anzugreifen. Auch einer
Öffnung der Strasse von Hor-
muz durch den Iran kämen die
USA durch einen solchen Ein-
satz wohl nicht näher.

Das iranischeMilitär reagiert
mit Spott auf Trump
Nahostkrieg Der US-Präsident behauptet, die USA führten gute Gespräche mit
den «richtigen Leuten» im Iran. Zugleich schickt er weitere Soldaten in den Nahen Osten.

DieMachthaber
im Iran geben sich
sehr selbstbewusst.
Und sie haben
dafür gute Gründe.

Arvin Khoshnoodweiss nicht, ob
er noch mal nach Hause kann.
Sein Zuhause ist in Malmö. Dort
kam er 1999 an, nachdem seine
ElternAnfang derAchtzigerjahre
mit ihm aus dem Iran geflüchtet
waren. Dort hat er studiert, eine
Familie gegründet. «In Malmö
ist mein Leben. Hier ist nichts»,
sagt er.Wo genau dieses «Hier»
ist, von dem er spricht und von
dem aus er anruft, darf er nicht
sagen. Khoshnood versteckt
sichmit seiner Familie, seit dem
2. September 2025. Seit dem
Abend, an dem jemand mit ei-
nem Messer in der Hand an sei-
ner Tür in Malmö klingelte.

«Weil wir an dem Abend nie-
manden erwartet haben,war ich
skeptisch», so Khoshnood. «Und
habe die Polizei angerufen.» Die
hatte ihn zuvor explizit vormög-
lichenAnschlägen gewarnt, kam
auch sofort – und riet Khosh-
nood, noch am selbenAbend die
Wohnung zu verlassen. «Ichwar
seither nicht zu Hause», sagt er.

AmDienstag hat die schwedi-
sche Staatsanwaltschaft wegen
versuchten Mordes Anklage er-
hoben gegen zwei Jugendliche,
die damals 16 und 17 Jahre altwa-
ren. Oberstaatsanwalt Per-Erik
Rinsell schrieb nach Bekannt-
gabe der Anklage in einer Pres-
semitteilung, er stufe die Ver-
brechen als «Taten im Rahmen
des sogenannten Crime as a Ser-
vice ein, bei dem junge Täter in
Schweden Aufträge von Perso-
nen mit Verbindungen zum or-
ganisierten Verbrechen ausfüh-
ren.Wer derAuftraggeber ist, ist
noch unklar; die Ermittlungen
dauern an.»

Nachrichtendienst warnt
vor kriminellen Banden
Der Politologe Khoshnood ist in
Schweden ein bekannterKritiker
des iranischenRegimes.Erwarnt
schon lange davor, dass der Iran
kriminelle Netzwerke nutze, um
Verbrechen in Schweden und im
übrigen Europa zu verüben. Der
schwedische Nachrichtendienst
Säpo hat gewarnt, dass das ira-
nische Regime kriminelle Ban-
den einsetzt, um Angriffe gegen
Ziele und Regimekritiker in an-
deren Ländern zu verüben.

Khoshnood ist überzeugt,
dass auch der Auftrag zu sei-
ner Ermordung aus dem Iran
kommt. Dorthin hat sich Ende
2023 der schwedischeVerbrecher
RawaMajid,Anführer der brutal
agierenden Foxtrot-Gang, abge-
setzt. Majid wurde an der tür-
kisch-iranischen Grenze festge-
nommen und baldwieder freige-
lassen. In einer Dokumentation
des schwedischen Fernsehsen-
ders SVT sagen ehemalige Kom-

plizen aus, der iranische Geheim-
dienst habe Majid erpresst: Haft
oderKooperation. Seither scheint
er im Auftrag der iranischen
Regierung seine jugendlichen
Gangmitglieder mit Anschlägen
zu beauftragen, die nichtsmit ih-
rem Drogenkrieg zu tun haben.

Anklage gegen
fünf Jugendliche
AnfangOktober 2024wurdenAt-
tentate auf die israelischen Bot-
schaften in Stockholm und Ko-
penhagen vereitelt, eine Woche
später wurde auf das Gebäude
einer israelischen Rüstungsfir-
ma geschossen, die in Göteborg
eine Dépendance hat. Auch ge-
gen eine Firma in Malmö, die
Zielfernrohre an Israel verkauf-
te, soll ein Anschlag geplant ge-
wesen sein.

Im Januar 2025 war die is
raelische Botschaft in Stockholm
erneut Ziel eines Anschlags. Da-
mals warfen Mitglieder der Fox-
trot-Gang eine Handgranate auf
das Gelände, die nicht detonier-
te; im Mai gab es vor der Bot-
schaft eine Schiesserei, diesmal
mit Kriminellen, die dem Rum-
ba-Netzwerk zugerechnet wer-
den. Laut der SVT-Dokuwerden
die konkurrierenden Gangs bei-
demit Geld undWaffen aus dem
Iran versorgt – was den Krieg
zwischen diesen Banden immer
weiter eskalieren liess: Im Sep-
tember 2023 überlegte Premier-
ministerUlf Kristersson, dasMi-
litär einzusetzen.

Derselbe Jugendliche, der am
2. September vor Khoshnoods
Tür stand, schoss eine Woche
später in der Stadt Uddeval-
la einem Mann in den Hinter-
kopf. Das Opfer, das überlebt
hat, war Mitglied der Rumba-
Gang, diemitMajidsTruppen im
Krieg liegt. Auch das spricht für
eineMitgliedschaft desTäters im
Foxtrot-Netzwerk – und für die
Drahtzieher im Iran

Jetzt gibt es endlich dieAnkla-
ge. Fünf Jugendliche imAltervon
15 bis 18 Jahren sollen auf ver-
schiedene Weise an der Tat be-
teiligt gewesen sein. Drei von ih-
nen sindwegenversuchtenMor-
des angeklagt, zwei gelten als
Komplizen. Einer von ihnen soll
an einem der Anschläge auf is-
raelische Rüstungsfirmen betei-
ligt gewesen sein.Undverschafft
diese Anklage Arvin Khoshnood
Ruhe? «Nein», sagt er, «es fühlt
sich weiterhin sehr unheimlich
an. Ich fürchte, ich kann mich
erst sicher fühlen, wenn die Re-
gierung im Iran gestürzt ist.» So
lange, glaubt er,muss er sein Le-
ben im Versteck weiterführen.

Alex Rühle, Stockholm

Verdacht auf Auftragsterror
aus Teheran
Schweden Ein in Malmö lebender
Kritiker des iranischen Regimes fürchtet
um sein Leben und versteckt sich.

Blick auf die schwedische Hafenstadt Malmö. Foto: Getty Images


